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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 
282. Sitzung vom 29. Juli 1953 nach der Ver- 
abschiedung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
folgende Entsdiließung angenommen: 

„Nach dem vom Bundestag nunmehr 
beschlossenen Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes sind die Rückflüsse aus den 
Darlehen, die der Bund zur Förderung 
des Wohnungsbaues den Ländern oder 
sonstigen Darlehensnehmern gewährt 
hat und künftig gewährt, laufend zur 
Förderung von Maßnahmen zu Gunsten 
des sozialen Wohnungsbaues zu ver- 
wenden. 

Die Äufnahme einer gesetzlichen Be- 
stimmung in das Bundesgesetz, wonach 
das gleiche für die Rückflüsse der von 
den Ländern zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues gewährten öffentlichen 
Mittel zu gelten hat, begegnet verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken. Der Bundes- 
tag hat daher von der Aufnahme einer 
derartigen Vorschrift in das Gesetz ab- 
gesehen. 


Die Bundesregierung wird jedodi ersucht, 
bei den Ländern den Erlaß entsprechen- 
der gesetzlicher Bestimmungen anzure- 
gen und über den Erfolg Ihrer Bemü- 
hungen dem Bundestag zunächst zu 
berichten.“ 

Über das Ergebnis meiner Bemühungen be- 
ehre ich mich folgendes mitzuteilen; 

1. Eine gesetzliche Regelung über die lau- 
fende Verwendung der Rückflüsse zur 
Förderung von Maßnahmen zu Gunsten 
des sozialen Wohnungsbaues haben die 
Länder Baden-Württemberg (Gesetz 
vom 23. Februar 1953 — GBl. S. 13), 
Hamburg (Gesetz vom 8. Juli 1952 — 
GVOBl. S. 142), Niedersadisen (Gesetz 
vom 10. Februar 1952 — GVBl. S. 13), 
Rheinland-Pfalz (Gesetz vom 7. Februar 
1950 — GVBl. S. 43) und Schleswig-Hol- 
stein (Gesetz vom 31. März 1950 — 
GVBl. S. 137) bereits getroffen. 

2. In den Ländern Bayern, Nordrhein- 
Westfalen und Berlin sind entsprechende 
Gesetze beabsichtigt. 
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Das Land Bayern hat die Zweckbindung 
der Rückflüsse für Zwecke des sozialen 
Wohnungsbaues vorerst durch Vertrag 
mit der Bayerischen Landesbodenkredit- 
anstalt, die die öffentlichen Baudarlehen 
auszahlt und verwaltet, geregelt. 

Im Lande Nordrhein-Westfalen konnte 
der Entwurf eines Gesetzes über die Er- 
richtung einer Wohnungsbauförderungs- 
anstalt, in dem auch die Zweckbindung 
der Rückflüsse geregelt werden sollte, in 
der abgelaufenen Legislaturperiode nicht 
mehr eingebracht werden; die Frage der 
Gesetzesvorlage wird daher zur Zeit 
erneut geprüft. 

In Berlin werden die Rückflüsse im Ein- 
vernehmen zwischen dem Senator für 
Bau- und Wohnungswesen und dem 
Senator für Finanzen zur Förderung des 
Wohnungsbaues verwendet. Zur Zeit 


sind Verhandlungen über eine gesetzliche 
Regelung im Gange. 

3. Keine gesetzliche Regelung beabsichtigen 
die Länder Bremen und Flessen. 

Während das Land Bremen mitgeteilt 
hat, daß sich eine gesetzliche Regelung 
erübrige, weil nach den Feststellungen 
des Senators für die Finanzen Verpflich- 
tungen gegenüber dem Wohnungsbau- 
förderungsfonds des Reiches und des 
ehemaligen Landes Preußen wegen feh- 
lender Rückflüsse nicht bestehen, erach- 
tet das Land Hessen eine gesetzliche Re- 
gelung für unzweckmäßig, weil die 
Rückflüsse dem außerordentlichen Haus- 
halt zur Verwendung für den sozialen 
Wohnungsbau zugeführt werden. 

Ich werde meine Bemühungen im Sinne der 
Entschließung vom 29. Juli 1953 fortsetzen. 

Dr. Preusker 
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